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Öffentliche politische Debatten haben 
ihre Anlässe meist in spektakulären Er-
eignissen. Das gilt auch für die jüngst 
diskutierte Reform des Zuwanderungs-
rechts. Es geht nicht um Erfordernisse, 
die sich etwa aus eventueller Zersplitte-
rung oder mangelnder Transparenz des 
Rechts ableiten lassen, sondern um po-
litische Absichten. Die Forderungen 
nach neuen oder novellierten Gesetzen 

/// Migration ist nur eingeschränkt steuerbar

EINWANDERUNGSGESETZ: 
CHANCEN UND NEBENWIRKUNGEN

STEFAN LUFT  /// Die politische Botschaft der Debatte um ein Einwanderungsgesetz 
lautet: Die Politik ist handlungsfähig und Deutschland muss seine Anstrengungen 
weiter verstärken, sich im weltweiten Wettbewerb um „die besten Köpfe“ zu behaup-
ten. Dabei zeigen die Erfahrungen, dass Migration nur eingeschränkt steuerbar ist. 
Zudem hat Arbeitsmigration Nebenwirkungen für die Herkunfts- und die Aufnahme-
staaten, die stärker in den Blick genommen werden sollten.

Die zunehmende Zahl von 
Flüchtlingen macht die FORDERUNG
nach einem Einwanderungsgesetz
wieder aktuell.

stehen dann für politische Projekte – im 
Fall der Forderung nach einem Einwan-
derungsgesetz nach mehr Akzeptanz 
für mehr Zuwanderung und das Ver-
sprechen, sie stärker als bisher nach den 
Bedürfnissen der deutschen Wirtschaft 
zu steuern. 

Den konkreten politischen Hinter-
grund bilden zum einen die Debatte 
über die Pegida-Demonstrationen, der 
dort artikulierte Unmut und die zutage 
tretenden Ressentiments. Hinzu kom-
men zum anderen die stark ansteigen-
den Flüchtlingszahlen und die Probleme 
der Unterbringung in Landkreisen und 
Gemeinden. In dieser Lage sollte der 
Ruf nach einem Einwanderungsgesetz 
jenen den Wind aus den Segeln nehmen, 
die mit Hilfe von Pegida ihre politischen 
Interessen verfolgen wollten. Gleichzei-
tig wollten die politischen Parteien 



Im Fokus

Des einen Freud, des anderen 
Leid: Ausländische Ärzte, die 

aufgrund des hiesigen Personal-
mangels in Deutschland arbeiten, 

fehlen wiederum dem dortigen 
Gesundheitswesen.
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Im Fokus

Handlungsfähigkeit demonstrieren. 
Zwar bedienen sich unterschiedlichste 
politische Kräfte des Stichworts „Ein-
wanderungsgesetz“, verbinden damit 
aber bei näherem Hinsehen verschie-
denste, zum Teil unvereinbare Vorstel-
lungen und Erwartungen. Je weiter man 
sich auf dem politischen Koordinaten-
system nach links begibt, desto unge-
stümer wird der politische Überbie-
tungswettbewerb. 

Eingeschränkte Steuerbarkeit
Sowohl der deutsche als auch der euro-
päische Gesetzgeber haben am An-
spruch der Steuerung und der Kontrolle 
von Zuwanderung festgehalten (§ 1 
AufenthG, Abs. 1, S. 1; AEUV Art. 78, 
Abs 2 g). Die Konsequenz ist die Unter-
scheidung zwischen „erwünschten“ 
und „unerwünschten“ Zuwanderern. 
Ersteren wird die Zuwanderung erleich-
tert, gegen Letztere werden sichtbare 
und unsichtbare („intelligente“) Gren-
zen errichtet.1 Der Staat ist aber in sei-
nen Entscheidungen über den Umgang 
mit Zuwanderung nicht frei. Er ist 
durch nationales und internationales 
Recht, durch menschenrechtliche Nor-
men und Normen des Flüchtlingsschut-
zes eingehegt – institutionalisiert in der 
Judikative, vom Bundesverfassungsge-
richt bis zu den einflussreichen europä-
ischen Gerichtshöfen. Wesentliche Ak-
teure sind Parteien und Medien, die je-
weils die Maximierung der Zahl der 
Wähler und Konsumenten anstreben. 
Sie nehmen durch Konsens- bzw. Kon-
fliktorientierung großen Einfluss auf 
den Grad der Politisierung des Themas. 
Konsensorientierung (wie in der An-
werbepolitik in Westdeutschland 1955 
bis 1973) schafft günstige Vorausset-
zungen für Zuwanderung. Politisierung 
und vor allem Polarisierung hingegen 

bilden meist den Hintergrund restrikti-
ver Regelungen (wie der „Asylkompro-
miss“ der Jahre 1992/93).

Hinzu kommen gesellschaftliche 
Akteure (Flüchtlingsinitiativen, Wohl-
fahrtsverbände, Kirchen), die sich als 
Sprachrohr von Migranten verstehen. 
Die Existenz ihrer Klientel sichert ihnen 
öffentliche Mittel und Arbeitsplätze. Zu 
den einflussreichsten Akteuren gehören 
die Arbeitgeber und deren Verbände. Sie 
haben ein grundsätzliches Interesse an 
einem möglichst großen Potenzial an 
Arbeitskräften, das nicht durch staatli-
che Grenzen eingeschränkt wird. Ar-
beitskräfteknappheit (Vollbeschäfti-
gung) mindert ihre Macht – auch bei 
Tarifverhandlungen. Hinzu kommen 
nationale Selbstdefinitionen und histo-
rische Entwicklungslinien wie eine Ko-
lonialvergangenheit oder das Selbstver-
ständnis als „klassisches Einwande-
rungsland“. James Hampshire hat die 
Bedingungen, unter denen Zuwande-
rungspolitiken entstehen, mit den Stich-
worten repräsentative Demokratie, Ver-
fassungsstaat, Kapitalismus und natio-
nale Identität beschrieben.2

Die staatliche Handlungsfähigkeit 
ist bei den verschiedenen Formen von 
Zuwanderung unterschiedlich ausge-
prägt. Für die Binnenwanderung inner-
halb der EU gilt die Freizügigkeit der 
Unionsbürger. Sie sind steuernden Ein-

Der Staat wird in seiner 
Zuwanderungspolitik von 
verschiedensten Faktoren und 
Gruppierungen BEEINFLUSST.
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griffen der Mitgliedstaaten entzogen. 
Hoch reguliert ist ebenfalls der Famili-
ennachzug, hier sind nur äußerst gerin-
ge Handlungsspielräume vorhanden. 
Ähnliches gilt für den Zugang von 
Flüchtlingen. Die Erfahrung der vergan-
genen Jahrzehnte zeigt, dass mit der Zu-
lassung von Personen zum Territorium 
eines demokratischen Rechtsstaates 
Mechanismen greifen, die es dem Staat 
sehr schwer machen, diese Personen  
– so sie keinen Schutzstatus zugespro-
chen bekamen – wieder in ihre Her-
kunftsstaaten zurückzuführen. Zu den 
Ursachen gehören die Möglichkeit un-
terzutauchen und sich illegal aufzuhal-
ten sowie lang andauernde rechtstaatli-
che Verfahren bis hin zu staatlichen 
Vollzugsdefiziten.

Dynamische Wanderungsprozesse
Neben dem jeweiligen rechtlichen Rah-
men, nationaler wie europäischer Art, 
schränkt die Eigendynamik von Ketten-
wanderungen (auf Pionierwanderer fol-
gen nachziehende Landsleute) die politi-
sche Einflussnahme stark ein. Einmal in 
Gang gesetzte Wanderungsprozesse las-
sen sich von demokratischen Rechts-
staaten nur schwer steuern. Das musste 
die westdeutsche Politik erfahren, nach-
dem sie seit Mitte der 1950er-Jahre aus-
ländische Arbeitnehmer, die sogenann-
ten „Gastarbeiter“, ins Land geholt hat-
te.3  Hinzu tritt der Widerspruch westli-
cher Politik, weltweit Organisations-
prinzipien des Marktes durchzusetzen, 
dies aber für den Weltmarkt der Arbeits-
kräfte nicht gelten lassen zu wollen: 
„Die ökonomische Logik des Liberalis-
mus verlangt Offenheit, die politische 
und rechtliche Logik verlangen eher Ab-
schottung.“4  Dieses „liberale Paradox“ 
ist, neben der Dynamik von Kettenwan-
derungen und Netzwerken, ein zentra-

ler Erklärungsfaktor dafür, warum 
selbst „starke Staaten“ wie Frankreich 
in den 1960er- und 70er-Jahren Zuwan-
derungsprozesse nicht nachhaltig zu be-
einflussen vermochten. Demokratisch 
gewählte Regierende sehen sich den Er-
wartungen der Wähler und der Kritik 
der Opposition ausgesetzt. Sie müssen 
Zuwanderungspolitik an Mehrheiten 
orientieren und Handlungsfähigkeit de-
monstrieren, auch wenn sich die Resul-
tate häufig nicht mit den Absichtserklä-
rungen decken.

Demographischer Wandel und 
Zuwanderung

Die Zuwanderung von Arbeitskräften 
ist politisch weitgehend unumstritten. 
Der demographische Wandel führe 
dazu, dass den sozialen Sicherungssys-
temen, insbesondere der Rentenversi-
cherung, eine Schieflage im Verhältnis 
von Beitragszahlern und -empfängern 
drohe. Zudem stehe den Unternehmen 
nicht genügend Nachwuchs zur Verfü-
gung, weshalb ein genereller Fachkräf-
temangel drohe. Deshalb müsse das 
Erwerbspersonenpotenzial ausgeweitet 

werden. Hierfür soll die eigene Position 
im „weltweiten Wettbewerb um die 
besten Köpfe“ verbessert und die Er-
werbsbeteiligung der bereits in 
Deutschland lebenden Personen erhöht 
werden. Diese Argumentation ist nicht 

im fokus

Die demographische Entwicklung 
ist sehr einflussbedingt und 
somit schwer PROGNOSTIZIERBAR.
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neu.5 Seit den 1970er-Jahren wird der 
Wunsch nach stärkerer Zuwanderung 
mit der schrumpfenden einheimischen 
Bevölkerung begründet. Die niedrigen 
Geburtenraten sollten durch Zuwande-
rer und deren höhere Fruchtbarkeit 

kompensiert werden, sich leerende Räu-
me besiedelt, Sozialversicherungssyste-
me intakt gehalten und der Arbeits-
markt mit ausreichend Arbeitskräften 
versorgt werden. 

Vorbehalte waren und sind ange-
bracht. Da ist die begrenzte Prognosti-
zierbarkeit wirtschaftlicher, medizini-
scher und gesellschaftlicher Entwick-
lungen zu nennen. Der Bedarf an Ar-
beitskräften verändert sich – durch den 
sektoralen Strukturwandel hin zur 
Dienstleistungsgesellschaft. Durch Ra-
tionalisierung und neue Produktions-
techniken fielen Arbeitsplätze im in-
dustriellen Sektor weg und es kam zu 
einer lang anhaltenden strukturellen 
Arbeitslosigkeit. Hinzu kommen ge-
sellschaftliche Entwicklungen wie die 
kontinuierlich ansteigende Frauener-
werbstätigkeit oder die kontinuierlich 
steigenden Studentenzahlen in 
Deutschland, die das Erwerbsverhalten 
beeinflussen. Und es gibt keinen zwin-
genden Zusammenhang zwischen dem 
Rückgang der Bevölkerung und dem 
Rückgang des Arbeitskräfteangebots. 
In der zweiten Hälfte des zurückliegen-
den Jahrzehnts ist die Zahl der Ein-
wohner im erwerbsfähigen Alter deut-
lich zurückgegangen, die Zahl der Er-

werbspersonen jedoch stieg hingegen 
kräftig.6 

Auch politische Ereignisse und Ent-
scheidungen, die erheblichen Einfluss 
auf die Bevölkerungsentwicklung in 
Deutschland haben, sind nicht vorher-
zusehen. Die deutsche Einheit, das Ver-
schwinden des Eisernen Vorhangs, die 
Demokratisierung der ost- und mittel-
europäischen Staaten, die Aufnahme 
neuer Mitglieder in die Europäische 
Union, der mögliche Beitritt der Türkei 
zur EU – alles Geschehnisse, die mit er-
heblicher zusätzlicher transnationaler 
Mobilität und Wanderungsgewinnen 
seit dem Jahr 2010 verbunden sind. 
Grundsätzlich gilt: Je größer der Zeit-
raum für Prognosen, desto größer ist 
deren Unsicherheit.7

Auswirkungen auf die 
Herkunftsstaaten

Arbeitsmarktbezogene Migration kann 
sowohl auf die Herkunfts- als auch auf 
die Aufnahmestaaten erhebliche Auswir-
kungen haben. Häufig finden sie in der 
öffentlichen Debatte nicht die nötige Auf-
merksamkeit.8 Der internationale Wett-
bewerb um Talente bleibt eine Chimäre, 
mit der die eigentlichen Interessen und 
Mechanismen verschleiert werden. Wett-
bewerb kann sinnvollerweise nur unter 
ungefähr gleich Starken von vergleichba-
ren Startpositionen aus stattfinden. Des-
wegen gibt es um das in Entwicklungs- 
und Schwellenländern ausgebildete Per-
sonal lediglich unter den entwickelten 
Industriestaaten eine Konkurrenz. Viele, 
v. a. afrikanische und auch mittelameri-
kanische Länder verlieren durch die Ab-
werbung ihres Nachwuchses zunehmend 
das Potenzial, das sie dringend benöti-
gen, um ihre wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung voranzubringen und nicht 
weiter zurück zu fallen. 

Der Fachkräftemangel in den Indus-
trieländern führt zu ABWERBUNG und zu 
einem Verlust des Personalpotenzials 
in den Entwicklungsländern. 
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In gravierendem Maße gilt das für 
medizinisches Personal aus Afrika: So 
praktizierten Mitte der 2000er-Jahre le-
diglich 50 der 600 seit der Unabhängig-
keit Sambias ausgebildeten Ärzte noch 
dort. In der nordenglischen Stadt Man-
chester waren mehr Ärzte aus Malawi 
tätig als in ihrem Heimatland.9 Für die 
Aufnahmeländer ist dies in doppelter 
Hinsicht „ein gutes Geschäft“: Die Löh-
ne im Gesundheitswesen können auf 
diese Weise weiterhin niedrig gehalten 
werden und die Ausbildungskosten fal-
len nicht an, denn sie wurden vom Her-
kunftsland finanziert. „Dies stellt einen 
weiteren Anreiz zur Rekrutierung aus 
dem Ausland dar und setzt die pflegeri-
schen Ausbildungsgänge in Deutsch-
land weiter unter Druck. Kompensati-
onszahlungen an die Ausbildungssyste-
me der Herkunftsländer sind notwen-
dig, um hier korrigierend einzugreifen 
und einer weiteren Verschärfung der Si-
tuation entgegenzuwirken“10, fordern 
Nichtregierungsorganisationen.

Der Verhaltenskodex der Weltge-
sundheitsorganisation (WTO) aus dem 
Jahr 2010 sieht vor, dass sich die Staaten 
verpflichten, nur aus jenen Ländern Per-

sonal für Gesundheitsberufe anzuwer-
ben, in denen selbst kein kritischer Man-
gel an solchem Personal besteht. 
Deutschland wirbt aber weiterhin um 
Fachkräfte in Ländern wie China, Viet-
nam oder den Philippinen, die den 
WHO-Kodex nicht unterzeichnet ha-
ben, was die Versorgung der dortigen Be-
völkerung erschwert. „Entwicklungspo-
litisch verantwortliche Gesundheitspoli-

tik bedeutet aber, den Mangel an Ge-
sundheitspersonal in erster Linie über 
den heimischen Arbeitsmarkt zu de-
cken.“11 

Für einzelne Länder gibt es unter be-
stimmten Bedingungen auch positive 
Aspekte, nämlich dann, wenn die Hoch-
qualifizierten zurückkehren oder trans-
nationale Netzwerke bilden und dann in 
den Herkunftsländern selbst investie-
ren. Das gilt z. B. für den IT-Sektor in 
Indien. Hier verfügt das Land, das noch 
vor wenigen Jahren eines der größten 
Empfänger von Entwicklungshilfegel-
dern war, heute über die attraktivsten 
und dynamischsten Zentren der Tech-
nologieentwicklung in der Welt. Ähn-
lich positive Effekte gibt es auch für 
China und Taiwan. Diese guten Ent-
wicklungen hängen nicht nur von der 
Größe der jeweiligen Auslandspopulati-
on und ihrem wirtschaftlichen Erfolg 
ab. Ebenso wichtig sind die strukturel-
len Voraussetzungen im Herkunftsland 
wie politische Stabilität, Investitionssi-
cherheit und wirkungsvolle Programme 
zur Rückkehrförderung. Offensichtlich 
kommt es hier zu einer zunehmenden 
Polarisierung zwischen Gruppen von 
Abgabeländern. Deshalb müssen auch 
hinsichtlich der Abwerbung qualifizier-
ter Arbeitskräfte entwicklungspoliti-
sche Überlegungen wesentlich stärker 
als bisher die Politik westlicher Indus
triestaaten bestimmen.

Instrument der Lohnpolitik: 
Effekte für die Aufnahmestaaten 

Der Import ausländischer Arbeitskräfte 
ist immer auch ein Instrument der Lohn- 
und Sozialpolitik. Er verhindert in ein-
zelnen Branchen einen Lohnanstieg. Mit 
dieser Begründung wurde auch die groß-
angelegte Gastarbeiterpolitik seit den 
1950er-Jahren durchgesetzt.12 Die deut-

im fokus

Rückkehrer können für positive Effekte 
sorgen.
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schen Arbeitnehmer konnten durch den 
Zuzug ausländischer Kollegen in besser 
bezahlte Branchen und höhere Positio-
nen wechseln. Als Mitte der 1960er-Jah-
re es selbst unter den Gastarbeitern 

schwierig wurde, für besonders unbe-
liebte Jobs Bewerber zu finden, wurde 
nicht darüber nachgedacht, die Arbeits-
bedingungen zu verbessern und die Ent-
lohnung zu erhöhen, sondern vielmehr 
wurden Forderungen erhoben, weiter in 
die Peripherie auszugreifen und Arbeits-
kräfte aus Nordafrika anzuwerben. Dies 
unterblieb trotz der bereits abgeschlosse-
nen Anwerbeabkommen mit Marokko 
(1963) und Tunesien (1965) aus politi-
schen Gründen aber.

Auch rund 50 Jahre später drängen 
die Arbeitgeber und ihre Lobby auf eine 
Ausweitung des Arbeitskräftepotenzi-
als durch Zuwanderung. Die Politik ist 
dem teilweise bereits gefolgt und hat die 
Hürden für arbeitsmarktorientierte Zu-
wanderung kontinuierlich gesenkt. Ver-
fahrenserleichterungen, Absenkung der 
Einkommensschwellen und die Höhe 
der Mindestinvestition für Existenz-
gründer wurden im Arbeitsmigrations-
steuerungsgesetz (2008) geregelt. In-
zwischen wurden die Mindesteinkom-
men weiter gesenkt, so dass sie „für zu-
ziehende Hochqualifizierte weit unter 
den Einstiegsgehältern von Hochquali-

fizierten in Deutschland liegen“13. Aus-
ländische Arbeitnehmer treten damit in 
eine Lohnkonkurrenz mit Einheimi-
schen, die Arbeitgeber können auf die-
sem Weg das Gehaltsniveau in Deutsch-
land unterlaufen. Es entsteht Lohn-
druck – allerdings zum Nachteil vor al-
lem von älteren Beschäftigten und Be-
rufseinsteigern, die durch preiswerte 
Arbeitskräfte aus dem Ausland ersetzt 
werden können. Die „Organisation für 
wirtschaftliche Entwicklung und Zu-
sammenarbeit“ (OECD) urteilte 2013: 
„Nach den jüngsten Reformen des Zu-
wanderungsrechts ist die Bundesrepu
blik Deutschland mittlerweile eines der 
OECD-Länder mit den geringsten Be-
schränkungen für die beschäftigungs-
orientierte Zuwanderung hochqualifi-
zierter Fachkräfte. […] Die deutsche Zu-
wanderungspolitik für die hochqualifi-
zierte Migration ist eine der offensten im 
OECD Raum […].“14

Gesundheits- und Pflegeberufe
Gesundheits- und Pflegeberufe gehören 
zu den „Mangelberufen“. Bereits Ende 
der 1960er- / Anfang der 1970er-Jahre 
fanden sich nicht genügend Frauen, die 
als Krankenschwestern arbeiten wollten. 
Gleiches galt damals für den Beruf der 
Sekretärin. Die Politik reagierte aller-
dings sehr unterschiedlich. Im Fall des 
Berufs der Sekretärin wertete man ihn 
auf, bei den Krankenschwestern warb 
man billige Arbeitskräfte aus Asien an. 
Die Wirtschaftswissenschaftler Gerhard 
Kade und Günter Schiller merkten dazu 
1973 kritisch an: „So ist zu fragen nach 
dem Selbstverständnis einer Gesell-
schaft, die viele wichtige Funktionen bis 
hin zu den Pflegeberufen einkommens- 
und ansehensmäßig so weit deklassiert, 
dass sie von der einheimischen Bevölke-
rung gemieden werden. Vergleichen wir 

Mit arbeitsmarktorientierter 
Zuwanderungspolitik kann auch das
LOHNNIVEAU gesteuert werden.
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etwa den Beruf der Krankenschwester 
mit dem einer Sekretärin, so zeigt sich 
deutlich, dass die soziale Priorität in ei-
nem eklatanten Widerspruch zur fakti-
schen sozialen Einstufung steht. Sekre-
tärinnen und Krankenschwestern sind 
knapp. Im einen Fall wird der Beruf 
durch Geld und Prestige attraktiv gestal-
tet, im anderen Fall wird zur Deckung 
des Bedarfs auf Korea und die Philippi-
nen zurückgegriffen.“15 

Auch heute ist eine Knappheit bei 
Gesundheits- und Pflegeberufen festzu-
stellen. Die Arbeitsbedingungen und die 
Löhne gelten als unattraktiv. Um dem 
Kostendruck zu begegnen, setzt man 
auch hier auf eine Anwerbung ausländi-
scher Arbeitskräfte, die in immer entle-
genere Länder ausgreifen muss, um 
noch Interessenten zu finden. Der „Ver-
band Entwicklungspolitik und humani-
täre Hilfe deutscher Nichtregierungsor-
ganisationen“ kritisiert: „Der heutige 
Fachkräftemangel ist […] hausgemacht. 
Die wichtigste Ursache liegt in den sich 
verschlechternden Arbeitsbedingungen 
in der Pflege. Eine schlechte und in vie-
len Fällen rückläufige Bezahlung geht 
mit einer zunehmenden Arbeitsbelas-
tung einher. Es wird versäumt, Personal 
durch Aus- und Weiterbildung zu ge-
winnen. […] Deutsche und EU-eigene 
Fachkräfte sind häufig nicht mehr be-
reit, die zunehmend schlechten Ein-
kommens- und Arbeitsbedingungen in 
Deutschland zu akzeptieren. Infolge-
dessen suchen die Bundesregierung und 
Arbeitgeber jetzt auf dem Weltmarkt 
nach Arbeitskräften.“16 

Herausforderungen
Demokratische Migrationspolitik leitet 
ihre Legitimation einerseits aus der Zu-
stimmung einer Mehrheit der wahlbe-
rechtigten Bevölkerung ab, andererseits 

aus der Respektierung verfassungs-
rechtlicher und internationaler Normen 
wie der Menschenrechte und des 
Flüchtlingsschutzes. Sind Bevölke-
rungsmehrheiten meist „zuwande-
rungsskeptisch“, schränken Normen 
den Rechtsstaat dabei ein, entsprechen-

den Vorstellungen nachzukommen. 
Beide Quellen der Legitimation stehen 
daher nicht selten in einem Spannungs-
verhältnis, besonders dann, wenn Par-
teien und Medien auf Polarisierung und 
Konflikt setzen. Die zurückliegenden 
60 Jahre könnten zu der Einsicht ver-
helfen, dass der Planbarkeit von Wan-
derungsprozessen enge Grenzen gesetzt 
sind. Das heißt nicht, dass demokrati-
sche Rechtsstaaten oder die Europäi-
sche Union geschehen lassen müssten, 
was einem Naturgesetz gleich ohnehin 
nicht aufzuhalten ist. 

Auch auf dem Feld der Migrations-
politik wirken widersprüchliche und 
mächtige Interessen. Eine Politik, die 
sich normativ an der Sozialen Markt-
wirtschaft und der katholischen Sozial-
lehre orientiert, ist gut beraten, nicht 
unkritisch Positionen zu übernehmen. 
Das gilt auch für die Rede vom Fach-
kräftemangel. Sie ist interessengeleitet 
und verdeckt häufig hausgemachte De-
fizite. Die schwachen Interessen derje-
nigen, die nicht oder nur zu prekären 
Verhältnissen in den heimischen Ar-
beitsmarkt integriert sind, sollten 
ebenso in den Fokus gerückt werden 
wie die von gut ausgebildeten Berufs-
einsteigern. 

TROTZ einer gewissen Unberechen-
barkeit muss Zuwanderung staatlich 
gelenkt und geregelt werden.

im fokus
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Es gibt noch erhebliches Potenzial 
auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland:

•	� Trotz sehr günstiger Entwicklung auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt in den 
zurückliegenden Jahren suchen in 
Deutschland rund 6 Millionen Men-
schen nach Arbeit oder mehr Arbeit. 17 

•	� Rund 2 Millionen junge Erwachsene 
zwischen 25 und 35 Jahren haben 
keine Berufsausbildung. 18 

•	� Dauerhaft in Deutschland lebende 
Ausländer und Personen mit Migra-
tionshintergrund sind unzureichend 
in den Arbeitsmarkt integriert. Ihre 
Arbeitslosenquote ist seit vielen Jah-
ren mindestens doppelt so hoch wie 
bei Personen mit deutscher Staatsan-
gehörigkeit. 19

•	� Jugendliche mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit verlassen die 
Schule im Vergleich zu Jugendlichen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit 
2,1-mal so häufig ohne Abschluss. 

•	� Bezogen auf die Gruppe der gleich-
altrigen Bevölkerung erwerben 27 % 
der Jugendlichen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit eine Hochschul-
zugangsberechtigung, bei Jugendli-
chen mit deutscher Staatsangehörig-
keit sind es 62 %. 20

All das zeigt, dass es „beim inländi-
schen Arbeitskräftepotenzial noch er-
hebliche Ressourcen gibt, die bei ent-

sprechender Qualifizierung für den Ar-
beitsmarkt erschlossen werden können 
und angesichts der demographischen 
Entwicklung innerhalb des kommenden 
Jahrzehnts erschlossen werden müs-
sen“21. Die herrschende Meinung in der 
deutschen Migrationspublizistik bewer-
tet Migration und deren Auswirkungen 
positiv. Dabei wird ausgeblendet, dass 
Wanderung weder für die Migranten 
noch für die Einheimischen in den Ziel-
staaten noch für die Herkunfts- und 
Zielstaaten selber grundsätzlich etwas 
Positives bedeuten muss. Menschen 
wandern zu einem erheblichen Teil 
zwangsweise, auch dann, wenn sie nicht 
ausdrücklich als Flüchtlinge bezeichnet 
werden müssen. Wirtschaftliche Zwän-
ge sind mit den beiden Erweiterungs-
runden der EU 2004 und 2007 auch für 
EU-Bürger eines der wesentlichen Wan-
derungsmotive geworden. Jugendar-
beitslosigkeit von mehr als 50 % in Spa-
nien und Griechenland oder strukturel-
le Arbeitsmarktprobleme in den Trans-
formationsstaaten des ehemaligen Ost-
blocks lassen Menschen große Opfer 
bringen wie z. B. das Zurücklassen der 
Familie, insbesondere der Kinder („Eu-
ro-Waisen“). 

Aufgabe der Politik in den Ziellän-
dern muss es daher sein, dafür Sorge zu 
tragen, dass prekäre Beschäftigungs- 
und Wohnverhältnisse nicht Platz grei-
fen. Der Tod rumänischer Werkarbeiter 
auf der Meyer-Werft in Papenburg oder 
die schlechten Arbeitsbedingungen ost-
europäischer Arbeiter in deutschen 
Schlachthöfen verweisen auf die schwie-
rige Situation. Auch für Zuwanderer 
müssen tarifgebundene Arbeitsverträge 
und Beschäftigungssicherheit die Regel 
sein und mit der Migration darf nicht 
eine Entwertung großer Teile ihres Hu-
mankapitals einhergehen, indem sie 

Beim inländischen Arbeitskräfte-
potenzial gibt es noch erhebliche 
Ressourcen zu erschließen.
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weit unterhalb ihrer Qualifikationen be-
schäftigt werden. In diesen Zusammen-
hang gehört das „Gesetz zur Verbesse-
rung der Feststellung und Anerkennung 
im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen“, das die Länder umsetzen 
müssen.

Migrationspolitischer Humanismus 
sorgt dafür, dass die sozialen und wirt-
schaftlichen Ungleichgewichte sowohl 
unter den EU-Mitgliedstaaten als auch 
weltweit zurückgehen und somit der 
wirtschaftliche Zwang, seine Heimat ver-
lassen zu müssen, nicht länger eines der 
Hauptmotive für Migranten darstellt.  ///

/// �PD Dr. phil. habil. STEFAN LUFT 
ist Privatdozent am Institut für Politik-
wissenschaft der Universität Bremen.
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